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Respekt, Würde und Anerkennung: Ermutigung statt Armen-Bashing!

Menschen mit Armutserfahrung werden gesellschaftlich abgewertet. Dabei ist Armut Ausdruck struktureller Not und Ungleichheit. Gesellschaftliche Aufstiegsversprechen werden nicht mehr eingelöst. Der Armutsbericht der Bundesregierung zeigt: Arm bleibt arm, Reich bleibt reich. Auf dem Treffen der Menschen mit Armutserfahrung schließen sich bundesweit Engagierte zusammen. Wir machen auf dringende Handlungsnotwendigkeiten aufmerksam:
Psychische Erkrankungen und Belastungen überwinden!
Etwa ein Drittel der Menschen im Leistungsbezug können als arbeitslos angesehen werden. Die restlichen Personen sind entweder zu jung oder zu alt, zu krank, pflegen Angehörige oder betreuen Kinder, sind trotz Arbeit Aufstocker oder sind schlichtweg zu krank zum Arbeiten. Aber nur wer drei Stunden täglich dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht, ist theoretisch arbeitsfähig. Das Kontroll-System der Jobcenter ist für viele Menschen schwer auszuhalten. Wer drei Stunden täglich theoretisch arbeitsfähig ist, soll dem vollen Druck standhalten, sich am Arbeitsmarkt zu präsentieren. Sonst drohen Sanktionen. Das belastet.
Gerade wer psychisch vorbelastet ist oder aufgrund einer psychischen Erkrankung im Leistungsbezug ist, hat kaum eine Chance aus der Armut herauszukommen. Statt sich um eine halbwegs stabile Lebenssituation zu kümmern, müssen gerade Menschen aus diesem Personenkreis viel Zeit damit zubringen, die Lebensexistenz zu sichern.
Psychotherapie, die neue Lebensperspektiven ermöglicht, ist für viele Menschen unerreichbar. Viel Betroffene leben mit oder leben fast nicht mehr mit Suizidgedanken.
Darum fordern wird ein Verbot von schwarzen Hunden im Bundestag
Depressionen gehören zu den häufigsten psychischen Erkrankungen. Sie werden zur Veranschaulichung gerne mit dem Besuch vom schwarzen Hund gleichgesetzt. Die Diskriminierung psychisch erkrankter Menschen und der Erschwerung ihres Alltags darf keinen Platz in der Politik haben.
Zugang zu Hilfsangeboten so einfach wie ein Friseurbesuch
Existenzängste und Armut erhöhen die Wahrscheinlichkeit von Suizidalität massiv. Kein Mensch sollte sich jedoch wegen Existenz- und Zukunftsängsten gegen sein eigenes Leben entscheiden müssen. Sozialberatung und psychosoziale Hilfen sind regional sehr unterschiedlich ausgebaut. Lange Wartezeiten– meist 12 Monate - sind lebensbedrohlich.
Wir fordern daher den Ausbau suizidpräventiver Angebote auch außerhalb der psychiatrischen Akutversorgung. Wir fordern anonym nutzbare, niedrigschwellige und zielgruppenspezifische Beratungs – und Therapieangebote, die rund um die Uhr und kostenfrei für Ratsuchende nutzbar sein müssen. Zudem müssen Informationen zu suizidpräventiven Angeboten einfach und übersichtlich zur Verfügung stehen.

Gesunde Ernährung zugänglich machen!
Der Regelsatz muss gesunde Ernährung ermöglichen.
Nach den Empfehlungen der Deutschen Gesellschaft für Ernährung sind pro Tag 10 Euro für ein gesunde Ernährung nötig. Der Regelsatz in der Grundsicherung sieht dafür nur 6,50 Euro für alleinstehende Erwachsene vor – Kinder und leistungsberechtigte Personen in einer Bedarfsgemeinschaft bekommen noch weniger.  Um diese Lücke zu füllen, sind mindestens 100 Euro im Monat nötig!


Menschenwürde: unbezahlbar, aber finanzierbar!
Was kostet menschliche Würde?
Die Grundsicherung – besser als jede Versicherung!
Die Leistungsbilanz der Grundsicherung muss sich nicht verstecken. Pro Kopf gerechnet:
· Für 28,11 Euro im Monat kann sich in Deutschland jeder sicher sein: im Falle der größten Not zahlt der Staat das Lebensnotwendige.
· Und: für weitere 23,10 Euro im Monat bietet der Staat Hilfsangebote, um durch Beratung, Bildung und Arbeitsvermittlung wieder auf die Beine zu kommen.
Das Preis-Leistungsverhältnis stimmt. Schluss mit den Angriffen auf die Grundsicherung!
Sicherheit verwirklichen – Krisen meistern!
Haben wir aus der Pandemie gelernt?
Frühjahr 2020 - leere Regale, geschlossene Geschäfte - Tafel auch zu und auch wenn Menschen im Leistungsbezug weitere ihre Leistungen bekamen und nicht von Kurzarbeit betroffen waren, stiegen die Lebenshaltungskosten von jetzt auch gleich ins Astronomische. Nudeln für unter 50 Cent - wie sonst auch - keine Chance! Man konnte froh sein, wenn man noch eine Packung für über 2 Euro bekommen hat. Ähnlich sah es bei allen Grundnahrungsmitteln und auch Toilettenpapier aus.
Deshalb: Wo bleibt ein soziales Notstandsgesetzt?
Naturkatastrophen, Pandemien, Bündnisfall- unser Rechtssystem kennt Notstandsgesetze und Notstandsregelungen. Nur: soziale Notstandsgesetze gibt es nicht.
Wir haben in der Corona- und der Energiekrise bitter lernen müssen: es dauert oft Monate, bis der Gesetzgeber ein bisschen Ausgleich geschaffen hat. Aber: Hilfe ist sofort nötig.
Darum: im Falle einer Krise muss es mit einfachem Bundestagsbeschluss möglich sein, den sozialen Notstand zu erklären. Dann sollen alle, die Sozialleistungen bekommen, für ein halbes Jahr eine Pauschale von 200 Euro monatlich erhalten. Nachsteuern geht dann immer noch. Ein Soziale-Notlagen-Gesetz muss jetzt beschlossen werden – um Sicherheit in den Krisen morgen oder übermorgen zu schaffen!
Wohnen: aber sicher!
Arme: immer ärmer und obdachloser?
Bisher haben einige Vermieter gerne Mieter mit Leistungsbezug gehabt, da damit die Miete gesichert war. Denn selbst wenn es eine Kürzung der Leistungen gab, blieb die Miete bisher davon weitgehendst unberührt.
Die geplanten Änderungen führen aber dazu, dass die Miete eben nicht mehr sicher ist. Und das betrifft vor allem auch Menschen, die eh schon Probleme haben, ihr Leben auf die Reihe zu bekommen. Wie z.B. Menschen mit psychischen Erkrankungen, die teilweise das Haus nicht verlassen können oder nicht in der Lage sind, regelmäßige Termine wahrzunehmen. Darum: Die Kosten der Unterkunft müssen immer sicher sein!
Bildung für alle!
Bildung-ein Privileg für reiche Menschen?
Der Bürgergeldsatz sieht 2 Euro im Monat für Bildung vor. Aber wo und wie kann man sich mit 2 Euro bilden? Das reicht nicht für Zeitungen oder Weiterbildungskurse. Bildung muss auch für Menschen im Sozialleistungsbezug leicht zugänglich und bezahlbar sein!
Bewegungsfähigkeit ermöglichen!
Arm und bewegungslos?
Im Bürgergeld sind 50, 50 Euro für Mobilität vorgesehen. Das Deutschlandticket wird ab nächstem Jahr aber 63 Euro kosten. Nötig ist ein bundesweites Sozialticket – um den Anschluss an Freunde, Kinder und Verwandte halten zu können!
Und im Trennungsfall muss gelten: Kinder haben zwei Eltern. Für jeden Lebensort des Kindes muss das Nötige zur Verfügung stehen!
Jobcenter Fördern und Fordern!
Mal eben schnell in Arbeit vermitteln, die aber nicht zum Leben reicht: das schafft nur Drehtüreffekte: kurz aus der Leistung raus, schnell wieder zurück. Und für die Familien wird der Teufelskreis aus Armut und Benachteiligung nicht durchbrochen. Kinder brauchen Förderung für eine bessere Zukunft. Erwerbstätigkeit muss zum Leben reichen. Fortbildungen müssen so ausgerichtet sein, dass sie langfristig helfen, aus der Armut herauszukommen. Die ständigen Sanktionsdebatten helfen niemandem. Man kann lange darüber nachdenken, wie viele Leute in Deutschland sich mit Arbeit schwertun oder nicht. Darum fordern wir: Fördern first! Gut ausgestattete Jobcenter müssen mit wirksamen Hilfen in der Pflicht stehen. Anbieter von Arbeitsmarkt-Angeboten, die nicht helfen, müssen sanktioniert werden!
Ausreichende Alterssicherung für alle!
Wer lange mit wenig Einkommen arbeitet oder erst spät in Erwerbsfähigkeit kommt, hat kaum eine Chance auf eine ausreichende Altersvorsorge. In der Grundsicherung wird die gesetzliche Rente voll angerechnet. Betriebsrenten und private Vorsorge haben dagegen Freibeträge. Zukünftig muss gelten: Wer Rentenansprüche erwirbt, muss immer etwas davon haben! Das gilt auch für die Mütterente – sie darf nicht voll mit der Grundsicherung verrechnet werden!
Berlin, 6. November 2025. Das Organisationsteam des Treffens der Menschen mit Armutserfahrung.
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